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S a t z u n g  
über die Erhebung von Gebühren für die Unterbringung von Flücht-
lingen und anderen ausländischen Personen in der Stadt Bensheim  

(Unterbringungsgebührensatzung) 
 
 
Aufgrund der §§ 5, 19, 20 und 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in 
der Fassung vom 7. März 2015 (GVBI. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 16.02.2023 (GVBl. S. 90, 92), § 4 Abs. 3 des Gesetzes über die Auf-
nahme und Unterbringung von Flüchtlingen und anderen ausländischen Personen 
(Landesaufnahmegesetz) vom 5. Juli 2007 (GVBI. I S. 399), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 12.11.2020 (GVBI. S. 767), und §§ 1, 2, 3, 4, 9 und 10 des Gesetzes 
über kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung vom 24. März 2013 (GVBI. S. 134), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 247), hat die 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bensheim am 20.07.2023 folgende Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Unterbringung von Personen nach § 1 des 
Landesaufnahmegesetzes (Unterbringungsgebührensatzung) beschlossen: 

 
§ 1 

Öffentliche Einrichtung / Gebührenerhebung 
 

(1)  Zur Unterbringung von Personen gemäß § 1 des Landesaufnahmegesetzes 
(LAG) und Ausländerinnen sowie Ausländern nach Kapitel 2 Abschnitt 5 und 6 
des Aufenthaltsgesetzes betreibt die Stadt Bensheim als öffentliche Einrichtung 
Gemeinschaftsunterkünfte und andere Unterkünfte wie Wohnungen, Container 
oder andere zweckbestimmte Räume, die die Stadt Bensheim in ihrem Gebiet 
angemietet hat.  

(2)  Das Nutzungsverhältnis zwischen der Stadt Bensheim und der aufgenommenen 
und untergebrachten Person ist öffentlich-rechtlicher Natur und zeitlich begrenzt. 
Ein Anspruch auf Unterbringung in einer bestimmten Unterkunft besteht nicht. 

 
(3)  Die Stadt Bensheim erhebt für die Unterbringung von Personen Gebühren für die  

Unterkunft sowie anfallende Nebenkosten inkl. Stromkosten. 
 
 

§ 2 
Gebührenschuld 

 
(1)  Gebührenschuldnerin ist die Person, die in einer Gemeinschaftsunterkunft oder 

einer anderen Unterkunft untergebracht ist. Als Haushaltsvorstand ist sie auch 
Gebührenschuldnerin für weitere Personen, die ihrer Familie angehören.  

 
(2)  Der für die Unterbringung zuständige Träger setzt die Unterbringungsgebühren 

durch einen Gebührenbescheid fest. Die Gebührenschuld für einen Kalendermo-
nat entsteht mit seinem Beginn, spätestens aber mit dem Tag der Unterbringung.  

 



 
4-E 
  
   

-2- 

 
 

Die Gebührenschuld wird fällig mit der Bekanntgabe des Gebührenbescheides, 
sofern im Gebührenbescheid keine andere Regelung getroffen wird. Entsteht 
oder endet die Nutzung während eines Kalendermonats, wird die Gebühren-
schuld anteilig für die Tage berechnet.  

 
(3)  Bei Sozialleistungsberechtigten, insbesondere solchen nach dem Asylbewerber-

leistungsgesetz oder den Sozialgesetzbüchern (SGB) II oder XII, kann der je-
weils zuständige Sozialleistungsträger die Gebühren für die untergebrachten 
Personen im Einverständnis mit der Gebührenschuldnerin oder dem Gebühren-
schuldner direkt an den Träger der Gemeinschaftsunterkunft oder einer anderen 
Unterkunft zahlen. 

 
(4)  Eine vorübergehende Nichtnutzung der Unterkunft lässt die Verpflichtung zur 

vollständigen Entrichtung der nach § 3 Abs. 2 festgesetzten Unterbringungsge-
bühren unberührt.  

 
(5)  Das Verlassen der Unterkunft ist der Stadt Bensheim unverzüglich anzuzeigen. 

Ohne Anzeige erlischt das Nutzungsverhältnis zwei Wochen nach dem Verlas-
sen der Unterkunft und damit auch die Gebührenschuld.  

 
 

§ 3 
Höhe der Unterbringungsgebühren 

 
(1)  Für die Höhe der Unterbringungsgebühren ist § 10 Abs. 2 bis 4 KAG maßge-

bend, wobei die Gebühren die tatsächlichen mit der Unterbringung verbundenen 
Kosten nicht überschreiten dürfen (§ 5a Abs. 2 Satz 1 LAG). Geboten ist eine 
Kostenermittlung für das Satzungsgebiet (§1), um einen Durchschnittssatz je 
Platz festzustellen. Sofern noch keine Erfahrungswerte vorhanden sind, kann mit 
Schätzwerten gearbeitet werden. 

 
(2)  Die Unterbringungsgebühren betragen im Satzungsgebiet bei einer Gemein-

schaftsunterkunft oder einer anderen Unterkunft nach Bekanntgabe dieser  
 Satzung pro Person im Monat 465,00 Euro. 
 
(3)  Die vorübergehende Nichtbenutzung der zugewiesenen Unterkunft oder die nur 

teilweise Nutzung entbindet nicht von der vollständigen Gebührenpflicht. 
 
 

§ 4 
Gebührenermäßigung und -erhöhung 

 
(1) Übersteigt das Einkommen einer Person oder einer Bedarfsgemeinschaft den 

Anspruch auf laufende Leistungen, die ihr im Bedürftigkeitsfalle nach den Vor-
schriften des  

1.  Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, 
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2.  Zweiten Buches Sozialgesetzbuch oder 

3.  Asylbewerberleistungsgesetzes 

zustehen würde, um weniger als die Gebühr nach § 3 Abs. 2 dieser Satzung, so 
ermäßigt sich die Gebühr auf den übersteigenden Betrag, mindestens jedoch 
250,00 € pro Person im Monat. Bei Kindern beträgt die Gebühr mindestens wei-
tere 150,00 €. 

 
(2) Einkommen sind im Fall des Absatzes 1 

1. im Fall der Nummern 1 und 3 alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert im Sinne 
des § 82 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit § 7 des 
Asylbewerberleistungsgesetztes, 

2. im Falle Nr. 2 alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert im Sinne des § 11 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch. 

3. In Härtefällen kann auf die Erhebung der Gebühr ganz oder teilweise verzich-
tet werden. 

4. Die Unterbringungsgebühren verdoppeln sich für die Zeit, für die eine Person 
oder Familie eine ihr angebotene zumutbare Wohnung ohne ausreichenden 
Grund ablehnt. 

 
§ 5 

Beendigung des Nutzungsverhältnisses 
 
Das Nutzungsverhältnis für Personen, die nicht oder nicht mehr verpflichtet sind, in 
einer Gemeinschaftsunterkunft oder anderen Unterkunft zu wohnen, kann aus wichti-
gem Grund ohne Einhaltung einer Frist aufgelöst werden, insbesondere wenn die 
untergebrachte Person schwerwiegend gegen die Hausordnung verstößt, eine Ge-
bühr dauerhaft nicht entrichtet oder sich erforderlichen Einweisungen in andere Ge-
meinschaftsunterkünfte oder erforderlichen Verlegungen innerhalb der Gemein-
schaftsunterkunft widersetzt. 
 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt am 05.08.2023 in Kraft.  
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Bensheim, 31.07.2023 

Der Magistrat der Stadt Bensheim 

gez.  

Christine Klein 

Bürgermeisterin  

 

 
 
I. Grundsatzung 
 

beschlossen am 20.07.2023 
veröffentlicht am 02.08.2023 BA 
in Kraft getreten am 05.08.2023 

 

II. Nachträge 
 
1. Nachtrag 

beschlossen am 06.10.2023 
veröffentlicht am 11.10.2023 BA 
in Kraft getreten rückwirkend zum 01.10.2023 
geändert wurde § 4 

 

 

 

 

 

 


